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Drudksache V/ 963 


Der Bundesminister 

des Auswärtigen Bonn, den 3. Oktober 1966 

L 1 - 86.13 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Erklärungen des Bundeskanzlers zur Europapolitik 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache V/916 — 


Nach Meldungen der deutschen Presse hat der Bundeskanzler 
auf seiner Skandinavienreise von Ende August/Anfang Sep- 
tember 1966 unter anderem erklärt, man solle nicht bemüht 
sein, die politische Integration der EWG zu fördern, weil er 
glaube, je stärker die EWG in den Augen der übrigen Welt 
und vor allem der freien Nationen Europas ein politisches Ge- 
häuse habe und ein politisches Instrument werde, umso schwie- 
riger werde die Verständigung sein. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Wie lautet der authentische Text der Äußerung des Bundes- 
kanzlers zu diesem Fragenkreis? 

2. Hat der Bundeskanzler anläßlich seines Besuchs in Schwe- 
den in einer Tischrede die EWG und die EFTA als „künst- 
liche und willkürliche Konstruktionen" bezeichnet, denen 
die moralische Berechtigung fehle, „wenn sie sich in einer 
Art Inzucht Vorteile gewähren, die sie den anderen verweh- 
ren"? 


3. Flat die Bundesregierung das Ziel aufgegeben, die EWG im 
Geiste der Römischen Verträge nicht nur als Wirtschaftsge- 
meinschaft auszubauen, sondern die durch sie geschaffenen 
Ansätze weiterzuentwickeln, um dadurch den politischen 
Zusammenschluß in Europa zu fördern? 

4. Ist die Bundesregierung entsprechend der Äußerung des 
Bundeskanzlers unter 1. der Meinung, daß die politische Ent- 
wicklung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft den wirt- 
schaftlichen Zusammenschluß des ganzen freien Europa er- 
schwert? 

5. Was hat die Bundesregierung veranlaßt, ihre bisherige Auf- 
fassung zu ändern, daß der wirtschaftliche und politische 
Ausbau der EWG der beste Weg sei, um über den Beitritt 
bisheriger Nicht-Mitgliedstaaten Europa in eine Verfassung 
zu bringen, die es in den Stand setzt, als Einheit zu handeln? 

6. Steht die Bundesregierung noch zu der Politik, die sie in 
ihren Europavorschlägen vom November 1964 und in der 
Präambel zum deutsch-französischen Vertrag wie folgt zum 
Ausdruck gebracht hatte: 
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1. „Die Europäischen Gemeinschaften und namentlich die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft haben sich bisher als 
der sichtbarste Erfolg der europäischen Einigungspolitik 
erwiesen und gehören zu den entscheidenden Fortschritten 
der Nachkriegspolitik der freien Welt." 

2. „über die Europäischen Gemeinschaften vollzieht sich auf 
einem wichtigen Teilgebiet der europäischen Gesamtpo- 
litik bereits ein Stück politischer Einigung." 

3. „Mit dem Willen, die Einigung Europas auf dem durch die 
Schaffung der Europäischen Gemeinschaften begonnenen 
Wege unter Einbeziehung Großbritanniens und anderer 
zum Beitritt gewillter Staaten zu fördern und diese Ge- 
meinschaften weiter zu stärken." 

7. Ist es weiterhin die Politik der Bundesregierung, alles in 
ihrer Macht stehende zu tun, um den Beitritt Großbritan- 
niens und anderer EFTA-Staaten zur EWG zu ermöglichen? 

8. Was wurde seit dem Interview des Herrn Bundesministers 
des Auswärtigen vom 2. Juli 1966 (Bulletin vom 8. Juli 1966) 
veranlaßt, um durch gründliche Vorarbeiten eine Art Plan 
für den Beitritt Großbritanniens zur EWG zu erstellen? 

9. Was wird die Bundesregierung zusätzlich im Rahmen der 
Kennedy-Runde tun, um durch einen erfolgreichen Abschluß 
der Verhandlungen die Handelsschranken zwischen EWG und 
EFTA zu vermindern? 

10. Was geschieht, um durch Eingehen auf die mehrfachen Ver- 
handlungsangebole des Ministerrats der Kleinen Freihan- 
delszone EWG und EFTA einander näher zu bringen? 

11. Ist die Bundesregierung bereit, zur Klärung der Begriffe 
dadurch beizutragen, daß unter „politischer Union Europas" 
eine Zusammenarbeit souverän bleibender Staaten, unter 
„politischer Gemeinschaft" oder „europäischer Integration" 
dagegen der enge Zusammenschluß der Staaten mit Souve- 
ränitätsverzichten und übernationalen Institutionen unter 
europäisch-parlamentarischer Kontrolle verstanden wird? 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Herrn Bundesminister für Wirtschaft wie folgt: 

I 

Der Bundeskanzler hat während seines Besuchs in Norwegen 
und Schweden bei verschiedenen Anlässen seine Auffassung 
zum EWG/EFTA-Problem im Einklang mit der Regierungser- 
klärung vom 10. November 1965 näher erläutert. Dabei hat er 
keinen Zweifel daran gelassen, daß nach Ansicht der Bundes- 
regierung die drei europäischen Gemeinschaften das wirtschaft- 
liche Fundament der europäischen Einigungsbestrebungen bil- 
den. Er hat ferner ausgeführt, daß die europäischen Gemein- 
schaften insofern auch ein Teil der politischen Einigung Euro- 
pas sind, als die angstrebte Wirtschaftsunion eine gemeinschaft- 
liche Wirtschaftspolitik im weitesten Sinne voraussetzt. Er hat 
dargelegt, daß es nicht Absicht der Bundesregierung sei, der 
EWG als solcher neue politische Kompetenzen zuzuweisen; 
Aufgabe der Regierungen der Mitgliedstaaten und der Organe 
der EWG sei es vornehmlich, die durch den Vertrag gesteckten 
Ziele durch getreue Vertragserfüllung zu erreichen. 
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Die politische Einigung des freien Europa gehört seit 1949 zu 
den wesentlichen Zielen der deutschen Außenpolitik. Die Bun- 
desregierung hat alle Bestrebungen auf diesem Gebiet aktiv 
unterstützt, selbst Initiativen ergriffen und Vorschläge gemacht, 
um gemeinsam mit den europäischen Staaten, die hierzu bereit 
sind, zu einer Einigung Europas zu gelangen. Die Bundesregie- 
rung steht zu der Politik, die sie in ihren Europavorschlägen 
vom November 1964 zum Ausdruck gebracht hat. 


111 

Die Bundesregierung ist stets dafür eingetreten, daß sich dritte 
Länder, inbesondere auch Großbritannien, mit den drei Gemein- 
schaften verbinden. Der geeignete Weg, zu einer möglichst 
umfassenden wirtschaftlichen Einigung Europas zu kommen, 
liegt in der Beteiligung dritter Länder an der EWG durch Bei- 
tritt, Assoziierung oder Sonderabkommen. Alle Bestrebungen 
in dieser Richtung werden von der Bundesregierung unablässig 
gefördert. 

Solange eine endgültige Lösung des europäischen Problems 
durch Beitritt, Assoziierung oder Sonderabkommen noch nicht 
möglich ist, kommt der Abflachung des Zollgrabens zwischen 
EWG und EFTA besondere Bedeutung zu. Diesem Ziel dient 
auch die Kennedy-Runde. In den kommenden Monaten wird 
sich die Bundesregierung weiter darum bemühen, daß — soweit 
erforderlich, unter Ergänzung des Verhandlungsangebots der 
Gemeinschaft — neben einer maximalen Zollsenkung insbe- 
sondere auch die Handelshemmnisse abgebaut werden, die den 
innereuropäischen Handel behindern. 

Die Bundesregierung wird sich auch weiterhin innerhalb der 
EWG entschieden für eine positive Antwort auf das Memoran- 
dum der EFTA-Staaten vom 29. Oktober 1965 einsetzen. Sie 
sieht es als vordringlich an, daß die europäischen Gemeinschaf- 
ten über ihre Beschränkung auf 6 europäische Staaten hinaus- 
wachsen zu einer möglichst umfassenden europäischen Gemein- 
schaft. 


Schröder 
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